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Österreichischen Bundesbahnen

5 4 2 . Verordnung: Festsetzung eines Kontingentes für die Beschäftigung von Ausländern im Bereich des
Magistrates der Stadt Wien

5 4 3 . Verordnung: Hygiene bei Stielbonbons und Stiellutschern
5 4 4 . Verordnung: Ermächtigung von Landeshauptmännern zur Erteilung von Ausfuhrbewilligungen und

Verlängerung der Geltungsdauer von Einfuhrbewilligungen

541 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 3. November 1987
über die Festsetzung eines Kontingentes für
die Beschäftigung von Ausländern im Bereich

der Österreichischen Bundesbahnen

Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, wird verord-
net:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1988 wird für Hilfs-
und angelernte Arbeiten im Gesamtbereich der
Österreichischen Bundesbahnen ein Kontingent in
Höhe von insgesamt 1 430 für die Beschäftigung
von Ausländern festgesetzt (Bundes-Einzelkontin-
gent).

§ 2. (1) Das Bundes-Einzelkontingent wird unter
Festsetzung einer Bundesreserve auf die angeführ-
ten Bundesländer wie folgt aufgeteilt (Landes-Ein-
zelkontingente):

Burgenland 1
Niederösterreich 81
Oberösterreich 247
Salzburg 93
Steiermark 18
Tirol 67
Vorarlberg 79
Wien 819
Bundesreserve 25

(2) Die Bundesreserve gemäß Abs. 1 wird nach
Bedarf zugunsten einzelner Bundesländer freigege-
ben.

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt sich
vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1988.

Dallinger

542. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 4. November 1987
über die Festsetzung eines Kontingentes für
die Beschäftigung von Ausländern im Bereich

des Magistrates der Stadt Wien

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, wird verord-
net:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1988 wird für den
Bereich des Magistrates der Stadt Wien ein Kon-
tingent in der Höhe von insgesamt 4 770 für die
Beschäftigung von Ausländern festgesetzt.

§ 2. Das Kontingent gemäß § 1 wird auf die ein-
zelnen Verwendungsbereiche wie folgt aufgeteilt:

1. Krankenpflegefachdienst gemäß § 4
des Bundesgesetzes betreffend die
Regelung des Krankenpflegefach-
dienstes, der medizinisch-techni-
schen Dienste und der Sanitätshilfs-
dienste, BGBl. Nr. 102/1961, und
Sanitätshilfsdienste gemäß § 44 leg.
cit 1 350

2. Gehobene medizinisch-technische
Dienste und medizinisch-techni-
scher Fachdienst gemäß den §§ 25
und 37 leg. cit 50

3. Abteilungshelferinnen in den Berei-
chen der Krankenanstalten der
Stadt Wien 30

4. a) Hausarbeiterinnen (Hilfsarbeite-
rinnen) für die Kranken- und
Wohlfahrtsanstalten der Stadt
Wien 1740
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b) Hausarbeiter (Hilfsarbeiter) für
die Kranken- und Wohlfahrts-
anstalten der Stadt Wien 450

5. Wäschereiarbeiter(innen) in der
Magistratsabteilung 17 (Anstalten-
amt) 200

6. Hilfsarbeiter(innen) in dem Bereich
der Magistratsabteilung 13 (Bildung
und außerschulische Jugendbetreu-
ung), 20 (Druckerei und technische
Dokumentation), 26 (Gebäude des
Kultur-, Schul- und Sportwesens,
Amtsgebäude und verschiedene
Nutzbauten), 31 (Wasserwerke), 32
(Maschinentechnik, Wärme-, Kälte-
und Energiewirtschaft), 41 (Stadt-
vermessung), 42 (Stadtgartenamt),
43 (Städtische Friedhöfe), 44
(Bäder), 48 (Stadtreinigung und
Fuhrpark), 49 (Forstamt und Land-
wirtschaftsbetrieb der Stadt Wien),
52 (Verwaltung der städtischen
Wohn- und Amtsgebäude), 56
(Städtische Schulverwaltung), 60
(Veterinäramt, Lebensmitteluntersu-
chungsanstalt, Markt- und Schlacht-
betrieb St. Marx) sowie der Wiener
Stadtwerke—Verkehrsbetriebe, der
Wiener Stadtwerke—Elektrizitäts-
werke und der Wiener Stadt-
werke—Städtische Bestattung 800

7. Bedienerinnen in allen Magistrats-
abteilungen 40

8. Facharbeiter(innen) verschiedener
Berufe in verschiedenen Magistrats-
abteilungen 40

9. Lehrer(innen), Erzieher(innen) und
Sozialarbeiter(innen) in den Berei-
chen der Magistratsabteilung 11
(Jugendamt), 12 (Sozialamt), 13
(Bildung und außerschulische
Jugendbetreuung), 15 (Gesundheits-
amt) und 56 (Städtische Schulver-
waltung) sowie Musiktherapeuten
(-therapeutinnen) im Bereich der
Krankenanstalten 70

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt sich
vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1988.

Dallinger

543. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom
4. November 1987 über die Hygiene bei Stiel-

bonbons und Stiellutschern

Auf Grund des § 10, insbesondere des Abs. 2,
und des § 21 Abs. 1 lit. a und d des Lebensmittelge-
setzes 1975, BGBl. Nr. 86, wird verordnet:

§ 1. (1) Stielbonbons und Stiellutscher (Lollies)
und sonstige Zuckerwaren (ausgenommen Zucker-
watte), die mit einem ungenießbaren Stiel verbun-
den sind, dürfen nur in mundgerechter Größe und
mit einem Höchstgewicht des genießbaren Anteiles
von 25 g in Verkehr gebracht werden. Die Stiele
müssen aus splitterfreiem Material bestehen.

(2) Die in Abs. 1 genannten Waren dürfen nur in
Verkehr gebracht werden, wenn ihr genießbarer
Anteil umhüllt ist.

§ 2. Diese Verordnung tritt drei Monate nach
dem ihrer Kundmachung folgenden Monatsersten
in Kraft.

Löschnak

544. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 5. November
1987 über die Ermächtigung von Landeshaupt-
männern zur Erteilung von Ausfuhrbewilligun-
gen und Verlängerung der Geltungsdauer von

Einfuhrbewilligungen

Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Außenhandelsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 327/1987 wird verord-
net:

§ 1. Die Landeshauptmänner der Länder Burgen-
land, Kärnten, Oberösterreich, Salzburg, Steier-
mark, Tirol und Vorarlberg werden ermächtigt,
Ausfuhrbewilligungen an Antragsteller, die ihren
Sitz bzw. Wohnsitz im betreffenden Land haben,
nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 zu erteilen.

§ 2. (1) Die im § 1 genannten Landeshauptmän-
ner werden ermächtigt, entgeltliche Rechtsge-
schäfte, welche die Ausfuhr von nachstehenden, in
der Anlage A 2 zum Außenhandelsgesetz 1984
angeführten Waren zum Gegenstand haben, zu
genehmigen, wenn der Warenwert je Rechtsge-
schäft 1000000 S nicht übersteigt:
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(2) Von der Ermächtigung nach Abs. 1 sind ent-
geltliche Rechtsgeschäfte, welche die Ausfuhr von
Waren in eine Zollfreizone (§ 173 Zollgesetz 1955,
BGBl. Nr. 129, in der jeweils geltenden Fassung)
zum Gegenstand haben, ausgenommen.

§ 3. (1) Die im § 1 genannten Landeshauptmän-
ner werden ermächtigt, die unentgeltliche Ausfuhr
von in Abs. 2 genanntem Wildbret der Tarifnum-
mer ex 0208 durch Personen, die nicht die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besitzen und in dem
betreffenden Bundesland eine Jagd gepachtet
haben, zu bewilligen.

(2) Die Ermächtigung gemäß Abs. 1 gilt für Rot-
wild, Kleinschalenwild (Rehe) und Hasen, jedoch
nur bis zu folgendem jährlichen Höchstausmaß je
Revier:

10 Stück Rotwild,
20 Stück Kleinschalenwild und
60 Stück Hasen.

§ 4. Von der Ermächtigung nach den §§ 2 und 3
sind jene Waren ausgenommen, für die in der Aus-
fuhr eine Bewilligung nach dem Marktordnungsge-

setz 1985, BGBl. Nr. 210, oder dem Viehwirt-
schaftsgesetz 1983, BGBl. Nr. 621, in der jeweils
geltenden Fassung erforderlich ist.

§ 5. Weiters werden die Landeshauptmänner der
im § 1 genannten Länder ermächtigt, für jene Obst-
und Gemüsearten, für die der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft in Vollziehung des
Außenhandelsgesetzes 1984 eine mengenmäßig
unbeschränkte Einfuhr zugelassen hat, die vom
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft aus-
gestellten Einfuhrbewilligungen zu verlängern,
wenn der Endtermin für die mengenmäßige unbe-
schränkte Einfuhr erstreckt wird.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1988 in
Kraft. Die Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. April 1981,
BGBl. Nr. 196, über die Ermächtigung von Landes-
hauptmännern zur Erteilung von Ausfuhrbewilli-
gungen und Verlängerung der Geltungsdauer von
Einfuhrbewilligungen tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1987 außer Kraft.

Riegler
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